
Wohin steuert unser Land?
Zukunftswahl: Worum es bei der Bundestagswahl geht



Hat sich bewährt

50 %

22 %

28 %

Würde das
nicht sagen

Westdeutschland

Ostdeutschland

54 %

36 %

Unentschieden

Liebe Leserin, lieber Leser,

am 26. September wählt Deutschland einen neuen Bundestag. Welche Parteien in welcher 
Koalition danach auch regieren werden: Die Herausforderungen, denen sie sich stellen 
müssen, sind enorm. Wir haben großen Nachholbedarf bei der Digitalisierung, die finanziel-
len Folgen der Corona-Krise wiegen schwer, und die Klimaziele erfordern gewaltige Investi-
tionen in neue Technologien. Hinzu kommt ein seit Jahren verschlepptes Problem: Die 
demografische Entwicklung in unserem Land macht eine Anpassung des Systems der Renten- 
und Pflegeversicherung zwingend erforderlich.

Die zur Wahl stehenden Parteien haben ganz unterschiedliche Ansätze, wie sie diesen 
Herausforderungen begegnen wollen. Zwei Grundrichtungen sind in den Programmen zu 
erkennen: Die einen wollen den staatlichen Einfluss auf die Wirtschaft ausbauen, die anderen 
ihn eher zurückfahren. Es geht daher im September auch um eine Richtungsentscheidung. 
Vertrauen wir weiterhin auf das Erfolgsmodell der Sozialen Marktwirtschaft, das unterneh-
merische Freiheit mit sozialer Absicherung verbindet? Oder setzen wir immer stärker darauf, 
dass der Staat vorschreibt, was Bürgerinnen, Bürger und Wirtschaft zu tun haben.

Eine anregende Lektüre wünscht

HUBERTUS PELLENGAHR
Geschäftsführer der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft

Die Soziale Marktwirtschaft hat sich bewährt
Meinungsforscher des Instituts für Demoskopie Allensbach haben gefragt: „Würden Sie sagen, 
die Soziale Marktwirtschaft hat sich in der Corona-Krise alles in allem bewährt, oder würden 
Sie das nicht sagen?“

Die ökonomischen Kollateralschäden der Pandemie haben das Vertrauen in die Soziale Marktwirtschaft 
nicht erschüttert. Allerdings gibt es gravierende Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland. Ti
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EDITORIAL



Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft ist ein überparteiliches Bündnis aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft. Sie wirbt für die Grundsätze der  
Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland und gibt Anstöße für eine moderne marktwirtschaftliche Politik. Die INSM wird von den Arbeitgeberverbänden  
der Metall- und Elektro-Industrie finanziert.
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W ahlkampf ist die Zeit der großen 
Versprechungen. Allerdings zeigt 
die Erfahrung, dass Versprechen 
und Halten zwei völlig verschiedene 
Dinge sein können. Dennoch lohnt 

der Blick in die Bundestagswahlprogramme zumindest 
derjenigen Parteien, die eine Chance auf Regierungsbe-
teiligung haben und die damit die Zukunft des Landes 
gestalten. Welche Prioritäten setzen sie, welche Vor-
schläge haben sie für die zentralen Herausforderungen? 
Um welche Wählergruppe bemühen sie sich besonders? 
Und da gibt es durchaus deutliche Unterschiede.

Daran lässt sich jetzt schon ablesen, wie schwie-
rig oder wie leicht die Parteien nach dem 26. Septem-
ber zusammenfinden, wie anschlussfähig sie unter-
einander sind, welche Koalitionen in der Lage sein 
könnten, konstruktiv und sachorientiert zu arbeiten. 
So oder so: Die nächste Bundesregierung steht mit 
strapazierten Finanzen, schnellem demografischen 
Wandel, Energiewende und maroder Infrastruktur 
vor einer Herkulesaufgabe. Deshalb hier ein Über-
blick über die unterschiedlichen Positionen auf wich-
tigen Politikfeldern:

Finanzen und Steuern

Waren die öffentlichen Haushalte des Bundes, der 
Länder und der Kommunen schon vor Corona strapa-
ziert, hat die Pandemie noch einmal zusätzliche Belas-
tungen verursacht. Im Haushaltsentwurf des Bundes 
für kommendes Jahr sind 100 Milliarden Euro neue 
Schulden vorgesehen – angesichts einer Staatsverschul-
dung von bereits fast 2,3 Billionen Euro ein weiterer 
gewaltiger Brocken. 

Finanzexpertinnen und -experten bereitet zudem 
die sogenannte implizite Staatsverschuldung Sorgen. 
Das sind die künftigen Zahlungsverpflichtungen der 
sozialen Sicherungssysteme wie Renten und Pensionen. 
Angesichts des demografischen Wandels ist ein rapider 
Anstieg der alterungsbedingten Staatsausgaben zu er-
warten. Zusätzlich sind erhebliche Mittel notwendig 
für Klimaschutz, Infrastruktur und Finanzierung der 
Energiewende. Eine neue Bundesregierung wird also 

in tiefer werdende Haushaltslöcher schauen. Wie wol-
len die Parteien damit umgehen?

Die Antwort von Union und FDP auf diese Heraus-
forderung liegt in einer Entfesselung der Wirtschafts-
kraft. Wie schon in der Finanzkrise soll eine dynami-
sche Entwicklung von Wachstum und Beschäftigung 
dafür sorgen, dass die Staatsfinanzen nicht aus dem 
Lot geraten. Vor allem die Liberalen setzen auf die 
Kraft der Marktwirtschaft, die durch eine im interna-
tionalen Vergleich überdurchschnittlich hohe Steuer-
last für Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger 
zum Nachteil aller eingeschränkt werde. Steuererhö-
hungen und eine Fortsetzung des Solidaritätszuschlags 
lehnen CDU/CSU und FDP daher ab. Im Gegenteil: 
Sie versprechen Steuersenkungen. Die Gegenfinanzie-
rung sehen sie durch ein dann dynamisiertes Wachs-
tum gedeckt. Die Wiedereinführung der Vermögens-
steuer wäre mit beiden nicht zu machen. 

Einen anderen Ansatz verfolgen SPD, Grüne und 
Linke, die den Staatsfinanzen in ihren Wahlprogram-
men weniger Platz einräumen oder sie nur marginal 
behandeln. Einen weiteren Ausbau des Sozialstaats 
wollen alle drei Parteien vor allem durch Umvertei-
lung angehen. Kleine und mittlere Einkommen sollen 
(wie es auch Union und FDP vorsehen) entlastet wer-
den, finanziert durch eine Erhöhung des Spitzensteu-
ersatzes sowie der Erbschaftssteuer und die Wieder-
einführung einer Vermögenssteuer.

Einigkeit herrscht unter allen Parteien bei der 
Frage der Entlastung von gering und durchschnitt-
lich verdienenden Personen. Umstritten ist jedoch de-
ren Umfang. Bündnisfähig mit ihren Konzepten sind 
auf jeden Fall Union und Liberale auf der einen und 
SPD, Grüne und – mit Abstrichen – Linke auf der 
anderen Seite.

Klimaschutz, Energie und Verkehr

Zum Klimaschutz bekennen sich alle Parteien. 
Die teils fundamentalen Unterschiede zeigen sich 
dann aber vor allem bei der Wahl der Mittel. Klima-
politik gehört bei den Grünen zur DNA und entspre-
chend sind ihre Ziele am ehrgeizigsten. Sie fordern ein 

1643 Milliarden
Euro haben Privathaushalte in Deutschland im  
vergangenen Jahr ausgegeben, den Großteil 

davon für Wohnung und Energie
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Sofortprogramm, wollen bereits bis 2030 den Ausstoß 
von Emissionen um 70 Prozent im Vergleich zu 1990 
reduzieren und bis zum Jahr 2045 Treibhausgas-Neu-
tralität erreichen. Der CO2-Preis soll laut Wahlpro-
gramm bereits ab 2023 auf 60 Euro pro Tonne hoch-
gesetzt werden. Derzeit liegt er bei 25 Euro pro Tonne.

Auch der mögliche 
Koalitionspartner Union 
formuliert in seinem 
Wahlprogramm Ziele 
und bekennt sich zum 
Pariser Klimaabkommen. 
Erreicht werden soll eine 
CO2-Neutralität eben-
falls bis 2045. Dabei set-
zen CDU und CSU vor 
allem auf einen intelli-
genten Energiemix, einen 
schnelleren Ausbau der 
erneuerbaren Energien 
sowie der Verkehrsinfra-
struktur und auf markt-
wirtschaftliche Elemente, 
die auch technische Inno-
vationen fördern sollen.

Damit ist sie dicht 
bei der FDP, die auf ei-
nen konsequenten CO2-
Deckel und damit am 
stärksten auf neue Tech-
nologien und den Wett-
bewerb der Ideen setzt. 
Ähnlich wie die Union will sie mit einem „Carbon-
Leakage-Schutz“ auf EU-Basis dafür sorgen, dass Un-
ternehmen nicht abwandern. Nicht überraschend, aber 
angesichts der jetzt schon überdurchschnittlich hohen 
Energiekosten in Deutschland wollen die Liberalen die 
Energiebesteuerung deutlich absenken und sprechen 
sich für eine „Klimadividende“ aus.

Die SPD verpflichtet sich in ihrem Programm zur 
Bundestagswahl ebenfalls zum zügigen Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Zudem lehnt sie sich mit ih-
rem Versprechen einer „Mobilitätsgarantie“, die jedem 

Bürger einen wohnortnahen Anschluss an das öffentli-
che Verkehrsnetz geben soll, inhaltlich stark an grüne 
Verkehrspolitik an. Ideen wie einen ticketfreien Nah-
verkehr unterstützen die Sozialdemokratinnen und 
-demokraten explizit.

Die Linke fordert einen „sozialökologischen 
Umbau“ mit einer Ver-
staatlichung der Ener-
giekonzerne, einem 
Transformationsfonds 
mit einem Volumen von 
20  Milliarden Euro, ei-
ner CO2-freien, klima-
neutralen Wirtschaft bis 
2040 sowie einer ökologi-
schen „Mobilitätsrevolu-
tion“: 38 Milliarden Euro 
pro Jahr soll der deutsche 
Staat dafür in die Hand 
nehmen.

Auch hier, bei der 
Klima-, Energie- und Um-
weltpolitik, wirken die 
Programme von Union 
und FDP am kompatibels-
ten. Ein Jamaika-Bünd-
nis würde ein hohes Maß 
an Kompromissbereit-
schaft erfordern. Ähnlich 
schwierig wäre, eine rot-
grün-rote Koalition zu 
installieren, da das Ver-

trauen der Linken in marktwirtschaftliche Mechanis-
men nahe null ist.

Renten- und Gesundheitssystem

Die Zahl ist beeindruckend: Mehr als ein Drit-
tel der gesamten Wirtschaftsleistung geht in Soziales. 
Das waren im Corona-Jahr 2020 insgesamt 1,19 Bil-
lionen Euro. Ein neuer Höchststand. Dennoch finden 
Parteien, zumal im Wahljahr, neue soziale Unwuch-
ten und versprechen, sie abzubauen. Da Rentnerinnen 

53 Parteien 
treten zur Bundestagswahl 2021 an
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MICHAEL HIRZ ist Journalist und  
Moderator. Von 2008 bis 2018 war er  
Programmgeschäftsführer des Fernseh-
senders Phoenix. Für die Soziale Markt-
wirtschaft engagiert er sich als Mitglied 
der Ludwig-Erhard-Stiftung.

und Rentner sowie rentennahe Jahrgänge gleichzeitig 
die treueste Wählerschaft sind, werden sie vor allem 
von den Volksparteien umworben.

Union und SPD widmen dem Wohlgefühl, aber 
auch den latenten Besorgnissen dieser Klientel in ih-
ren Programmen große Aufmerksamkeit. Am weites-
ten geht jedoch die Linke, 
die das Rentenniveau auf 
53 Prozent anheben und 
eine abschlagsfreie Rente 
spätestens mit 65 Jahren 
garantieren will. SPD und 
Grüne halten 48 Prozent 
auch nach 2025 für ver-
tretbar. Alle drei Parteien 
des linken Spektrums 
wollen außer Angestell-
ten auch andere Erwerbs-
tätige in die Rentenversi-
cherung einbeziehen.

Die bürgerlichen Par-
teien, aber auch die Grü-
nen, plädieren für eine 
Ergänzung des Systems 
durch eine kapitalge-
deckte Säule. Ein Teil des 
Rentenbeitrags  – so die 
FDP, die von einem star-
ren Renteneintrittsalter 
wegwill – könnte in eine 
sogenannte Aktienrente 
gesteckt werden. Für die 
Union wäre ein Pensionsfonds denkbar, in den der 
Staat von Geburt an für jeden Bürger einzahlt.

Im System der Krankenversicherung wollen CDU/
CSU und FDP grundsätzlich bei der Zweiteilung in ge-
setzliche und private Versicherung bleiben. SPD und 
Grüne hingegen fordern eine einheitliche Bürgerver-
sicherung, in die nach dem Willen der Grünen auch 
Selbstständige, Beamtinnen und Beamte sowie Abge-
ordnete einzahlen müssen. Auch beim Thema Pflege 
gibt es zwischen bürgerlichen und linken Parteien eine 
tiefe Kluft.

Insgesamt setzen die beiden Unionsparteien und 
die Liberalen stärker auf Flexibilität und Wettbewerb, 
während vor allem SPD und Linke für mehr Regu-
lierung eintreten, die Linke sogar in der Verstaatli-
chung von Krankenhäusern und „Pflegekonzernen“ 
das Heil erblickt.

Digitalisierung

Das Zauberwort der Gegenwart heißt Digitali-
sierung. Von ihr erwarten alle großen Parteien einen 
Schub für Wachstum, Wohlstand und Zukunftssiche-
rung. Entsprechend ist man sich einig: Es soll schneller 

gehen mit der Digitalisie-
rung, der Breitbandaus-
bau forciert werden, alle 
Regionen vom leistungs-
fähigen 5-G-Netz abge-
deckt werden. Die Union 
fordert eine Bündelung 
der Zuständigkeiten in 
einem eigenen Ministe-
rium, auch die FDP will 
durch neue Strukturen 
Dampf machen. Dass die 
öffentliche Verwaltung 
riesigen Nachholbedarf 
bei der Digitalisierung 
hat, ist Überzeugung al-
ler. Die Krux liegt hier 
jedoch im Zuständig-
keitswirrwarr von Bund 
und Ländern. Für Union 
und FDP ist dies Anlass, 
eine Föderalismusreform 
zu verlangen. 

Wahlen sind Rich-
tungsentscheidungen. 
Klarer, als gelegentlich 

vermutet, unterscheiden sich die Grundüberzeugun-
gen der Parteien, stehen unterschiedliche Menschen-
bilder Pate bei den Programmen – und damit unter-
schiedliche Verständnisse von der Rolle des Staates. 
Vertrauen wir seiner Planungsbürokratie alle wichti-
gen Entscheidungen über unser künftiges Leben und 
Arbeiten an? Oder glauben wir an die Chancen einer 
freiheitlichen Gesellschaft? Nicht zuletzt diese Fragen 
stehen am 26. September zur Abstimmung. 
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Bernd Raffelhüschen forscht als Fi-
nanzwissenschaftler an der Univer-
sität Freiburg zur Alterssicherung, 
Gesundheitsökonomie und Pflege-
versorgung. Er war 2003 Mitglied der 
Rürup-Kommission zur Zukunft der 
sozialen Sicherungssysteme.

Herr Professor Raffelhüschen, wie si-
cher ist die Rente?

Bernd Raffelhüschen: Die Ren-
tenversicherung hat immer funktio-
niert in Deutschland. Sie hat Kriege 
und Katastrophen überlebt. Aber wir 
haben versäumt, sie auf die demo-
grafische Katastrophe vorzubereiten.

Was bedeutet das?
Die jetzige Bundesregierung sagt: 

Die Beiträge dürfen nicht steigen, die 
Renten nicht sinken und das Renten-
eintrittsalter darf nicht erhöht werden. 
Deshalb muss immer mehr Steuergeld 
in die Rentenkasse fließen. Wenn wir 
so weitermachen, wird bald weit mehr 
als die Hälfte des Bundeshaushalts in 
den sozialen Sicherungssystemen lan-
den. Dieses Geld fehlt dem Staat dann 
an anderer Stelle.

Oder es kommen Steuererhöhungen.
Eine Erhöhung der Steuern ist 

das Gift der Gifte für Konjunktur 
und Wachstum. Unser 
Staat hat jetzt schon 
die höchsten Steuerein-
nahmen, die Deutsch-
land jemals in der Ge-
schichte hatte. Und zwar 
nicht nur in absoluten 

Zahlen, sondern auch in Relation zur 
Wirtschaftsleistung. 

Was wäre Ihr Alternativvorschlag?
Wir müssen akzeptieren, dass 

die gesetzliche Rente eine Basisver-
sorgung ist. Ziel muss es sein, den Bei-
tragssatz stabil zu halten. Sonst wer-
den wir die schleichende Kündigung 
des Generationenvertrags erleben.

Das Rentenniveau wird also sinken?
Wenn wir dabei bleiben wollen, 

dass die jungen Generationen etwa 
ein Fünftel ihres Gehaltes für die Al-
ten einzahlen, so wie es wir, unsere 
Väter und Großväter getan haben, 
kommen wir nicht darum herum. Im 
Jahr 2035 werden wir sehr viele Rent-
ner haben. Das bei den Jungen ein-
gezogene Fünftel wird dann für ein 
Rentenniveau von mehr als 40 Pro-
zent nicht reichen. Und das nur, wenn 
wir das Renteneintrittsalter an die 
steigende Lebenserwartung anpassen.

Aber lässt sich das in einer vergreisen-
den Demokratie durchsetzen?

Das ist ein Problem. Die Politik 
muss die Alten bedienen und neigt 
zum Populismus. Das haben die 
vergangenen Jahre deutlich gezeigt. 
Sozialminister Hubertus Heil hat 

die Grundsicherung für Rentner auf-
gestockt. Ein armer Alter wird nun 
besser behandelt als ein armer Junger. 
Seine Vorvorgängerin Andrea Nahles 
hat die abschlagsfreie Rente mit 63 
durchgesetzt. Das ist ein Bruch des 
Lebensleistungsprinzips, wie man 
ihn sich vorher nicht hätte vorstellen 
können. 

Welcher möglichen künftigen Ko-
alition trauen Sie am ehesten zu, das 
Problem zu lösen?

Leider keiner. Denn sie müsste, 
auch angesichts der finanziellen Fol-
gen der Corona-Krise, massive Ein-
schnitte in den Sozialstaat vorneh-
men. Es macht ja nicht nur die SPD 
populistische Sozialpolitik. Gesund-
heitsminister Jens Spahn (CDU) hat 
die Pflegeversicherung zur Fast-Voll-
kasko ausgebaut. Das ist nicht finan-
zierbar und wird die Akzeptanz des 
Generationenvertrags beschädigen. 

Sie sprachen von dessen schleichen-
der Kündigung. Wie geschieht das?

Durch Abwanderung der Hoch-
qualifizierten. Das geschieht jetzt 
schon. Wenn Sie in der Schweiz 
einen Arzt konsultieren, spricht der 
kein Schweizerdeutsch mehr, son-
dern lupenreines Hochdeutsch. Auch 

in Norwegen oder Dä-
nemark treffen Sie auf 
deutsche Ärzte. Auch 
der Wechsel in die 
Selbstständigkeit ist 
eine Kündigung des 
Generationenvertrags.

„Schleichende Kündigung 
des Generationenvertrags“
Der Wirtschaftswissenschaftler Bernd Raffelhüschen kritisiert die derzeitige 
Rentenpolitik als populistisch und fordert grundlegende Reformen.

Das Gespräch führte DANIEL GRÄBER
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INTERVIEW

18,6 Prozent 
des Bruttolohns müssen derzeit in die  

gesetzliche Rentenkasse eingezahlt werden,  
je zur Hälfte vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber



Innovation 
braucht 

Produktion
Von 
SABINE BAUR

Zuversicht oder Abstiegsangst?  
Wie deutsche Unternehmerinnen und 

Unternehmer auf ihre Heimat blicken.

UNTERNEHMEN ZUKUNFT



Unternehmen gegründet und 1951 die 
allererste Backmischung in Deutsch-
land auf den Markt gebracht – zwei 
Jahrzehnte vor Dr. Oetker.

Der Wirtschaftsaufschwung ließ 
Kathi schnell wachsen, doch dann gab 
es in der DDR immer mehr staatliche 
Regulierungen und schließlich 1972 
die komplette Enteignung. Nur der 
Markenname Kathi blieb patentrecht-
lich geschützt. „Meine Großeltern wa-
ren felsenfest davon überzeugt, dass 
es die DDR im Jahr 2000 nur noch 
im Geschichtsbuch gibt. Deshalb ha-

ben sie die Patentge-
bühr für Kathi auch 
nach der Enteignung 
weitergezahlt“, erin-
nert sich der heutige 
Geschäftsführer da-
ran, wie seine Groß-
mutter noch auf dem 

Man müsse einen langen Atem 
haben, meint Geschäftsfüh-
rerin Natalie Kühn. Acht 

Jahre Prüfzeit hat es gebraucht, bis 
die SK-Elektronik GmbH endlich die 
Zulassung für ihre neue Produkt-
reihe erhielt. Die Flammenionisa-
tionsdetektoren (FID) von SK die-
nen der Emissionsüberwachung von 
Kohlenwasserstoffen. 

Verbrennungsanlagen, Chemie-
unternehmen, Automobilindustrie – 
diese Geräte sind überall da Pflicht, 
wo kontinuierlich emittiert wird. Das 
mit 44 Beschäftigten vergleichsweise 
kleine Unternehmen aus Leverkusen 
hat sich in dieser Nische die Welt-
marktführung erobert, gut 60  Pro-
zent gehen in den Export. Seine gut 
vier Millionen Umsatz macht SK ne-
ben der FID- und Analysetechnik mit 
Leistungselektronik, Mess- und Regel-
technik sowie mit einem für die Ge-
bäudesanierung entwi-
ckelten Luftfilter.

In der Breite der Ent-
wicklungen liegt für die 
Firmenchefin der Erfolg. 
Ihr Vater, ehemaliger In-
genieur bei Bayer, hat 
das Unternehmen 1980 

gegründet: „Er war der klassische 
Entwickler und Macher. Ein Denker-
geist, der nie nur am kaufmännischen 
Erfolg hing.“ Doch die Rahmenbedin-
gungen haben sich seit den achtziger 
Jahren deutlich verändert. Nicht je-
des Unternehmen nimmt eine acht-
jährige Produktprüfung in Kauf oder 
kann sich das leisten. Immer mehr Re-
gulierungen und Bürokratie machen 
vor allem mittelständischen Unter-
nehmen zu schaffen.

Das sieht auch Marco Thiele, gut 
430 Kilometer weiter östlich, als Pro-
blem. Er versteht daher, weshalb sich 
Investoren und Firmengründer die 
Standortfrage sehr genau überlegen. 
Sein Familienunternehmen in Halle 
führt er in dritter Generation. Die 
Kathi Rainer Thiele GmbH feiert die-
ses Jahr ihr 70. Jubiläum und blickt auf 
eine bewegte Historie zurück. Nach 
dem Krieg haben die Großeltern das 

70 Euro
kostete die Megawattstunde im Juli  

an der Strombörse Leipzig,  
das ist der höchste Stand seit zwölf Jahren

Natalie Kühn 
ist Geschäftsführerin 

der Firma SK-Elektronik 
Leverkusen. Mit 

44 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern stellt 

sie Messgeräte für 
Industriekunden weltweit her.

„ �Mindestens die 
Hälfte der jungen 
Klima-Aktivisten 
sollten Entwicklungs-
ingenieure werden “ 
Natalie Kühn
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Martin Drasch
ist seit 2018 
Vorstandsvorsitzender der 
Manz AG in Reutlingen. Das 
börsennotierte Unternehmen 
entwickelt Spezialmaschinen 
für Autobatterien und 
Brennstoffzellen.

„ �Es ist toll, wenn  
wir die Dinge hier 
entwickeln. Aber wir 
müssen sie auch in die 
Produktion bringen “ 
Martin Drasch

habe ich fast den Glauben aufgegeben, 
dass sich etwas verbessert.“ 

Immer mehr und strengere Auf-
lagen sind für Thiele ebenso ein Pro-
blem wie steigende Abgaben. Es sei 
problematisch für den Wettbewerb, 
wenn einerseits Europa immer mehr 
zusammenwachse und Deutschland 
andererseits überall immer mehr ma-
che. Trotz dieser Hemmnisse bleibt 
der Firmenchef von der wirtschaft-
lichen Stärke des Landes überzeugt.

Kathi hat seit Beginn der Corona-
Pandemie einen Boom erlebt, den 
Thiele darauf zurückführt, dass die 
Menschen auf Bekanntes vertraut ha-
ben. „Wir sollten uns auf unsere Stär-
ken besinnen und uns nicht mit Bil-
liglohnländern vergleichen“, fordert 
er. Deutschland habe tolles Perso-
nal, gutes Handwerk und erfolgrei-
che Innovationen.

500 Kilometer weiter südlich im 
schwäbischen Reutlingen sieht Mar-
tin Drasch das ähnlich. Die Manz AG, 
deren Vorstandsvorsitzender er ist, 
hat gerade erst die Zusage für rund 

Sterbebett seinem Vater das Verspre-
chen abgerungen hatte, die Firma in 
die Familie zurückzuholen – ein hal-
bes Jahr vor der Wende. 

Heute ist die Firma Kathi mit ih-
ren Produkten im ostdeutschen Markt 
die Nummer eins, deutschlandweit 
nach Dr. Oetker immerhin auf Rang 
zwei. Das Unternehmen mit seinen 
90 Beschäftigten macht knapp 30 Mil-
lionen Umsatz. „Immer nach vorne 
schauen“ ist die Unternehmensphilo-
sophie, Marco Thiele hat sie vom Va-
ter und Großvater übernommen. Doch 
eines beschäftigt ihn: „Die Bürokra-
tie wird immer schlimmer. Ich bin ein 
positiv denkender Mensch, aber hier 

70 Millionen Euro im Rahmen eines 
europäischen Förderprojekts erhal-
ten. Die Firmengruppe ist ein Anla-
gen- und Maschinenbauer, der sich 
auf die Bereiche Fotovoltaik, Elekt-
ronik und seit 2009 verstärkt auf die 
Lithium-Ionen-Batterie konzentriert 
hat – allesamt Zukunftstechnologien. 

Dieter Manz hat das Unterneh-
men 1987 gegründet, um Automati-
sierung voranzutreiben. Den Spirit 
eines Start-ups habe man sich zu-
mindest in Teilen immer erhalten, nur 
dass man jetzt auch die nötige Man-
power habe, um große Anlagen zu 
bauen, so Drasch. Die Manz AG hat 
heute rund 1400 Beschäftigte, 450 da-
von am Reutlinger Stammsitz. Hinzu 
kommen Standorte in Italien, Ungarn, 
der Slowakei, China und Taiwan. Jah-
resumsatz: 237 Millionen Euro.

Beim EU-Projekt „European Bat-
tery Innovation“ ist es eines von 42 
geförderten Unternehmen, elf kom-
men aus Deutschland. Manz fällt als 
einzigem Maschinenbauer eine zen-
trale Rolle zu. Der Aufbau einer Fo
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„ �Früher lagen 
die Messlatten 
bei Bildungs- 
abschlüssen höher. 
Auf Dauer kann das 
nicht gut gehen “  
Marco Thiele

nachhaltigen und wettbewerbsfähi-
gen Batterieindustrie innerhalb Eu-
ropas ist das Ziel. Es geht um Innova-
tion und um Arbeitsplätze. „Es ist toll, 
wenn wir die Dinge bei uns entwi-
ckeln, aber wir müssen sie dann auch 
in die Produktion bringen und eine 
Wertschöpfung hier für die Menschen 
generieren“, sagt Drasch und warnt: 

„Innovation schläft irgendwann ein, 
wenn Forschung und Produktion von-
einander getrennt werden. Wir brau-
chen die Rückkopplung.“ 

Eine andere Entwicklung beob-
achtet man bei der Manz AG als Mit-
glied im Brennstoffzellen-Cluster Ba-
den-Württemberg. Für Drasch stellt 
sich die Frage, wann es strategisch 
wichtig wird, auch in die Wasser-
stofftechnologie zu investieren: „Man 
kann nicht immer nur auf einem Bein 
stehen, Wachstumsmärkte verschie-
ben sich.“ Das Unternehmen plant in 
Reutlingen mit 50 Beschäftigten zu 
wachsen und investiert sechsstellig 
in seine Personalkampagne. Vor al-
lem regional soll rekrutiert werden. 

Unabhängig von Standort, Bran-
che und Unternehmensgröße haben 

SK-Elektronik, die Kathi Rainer 
Thiele GmbH und die Manz AG eines 
gemeinsam: Alle drei Unternehmen 
sind engagierte Ausbildungsbetriebe 
und für alle drei ist es schwieriger 
geworden, geeigneten Nachwuchs zu 
finden. „Das Bildungssystem hat sich 
verändert. Neben dem erforderlichen 
Leistungsniveau machen wir die Er-
fahrung, dass die jungen Menschen 
nicht mehr so eigenständig sind“, stellt 
Natalie Kühn fest. 

In der Saale-Region bekommt die 
Firma Kathi aufgrund ihrer Bekannt-
heit ausreichend Bewerbungen, aber 
der Aufwand für die Betreuung der 

Auszubildenden habe stark zugenom-
men. „Früher lagen die Messlatten 
bei Bildungsabschlüssen höher. Auf 
Dauer kann diese Entwicklung nicht 
gut gehen“, warnt Thiele. 

In Sachen Klimaschutz fordert er 
mehr Transparenz und Konsequenz: 

„Klar, wir müssen etwas tun. Aber ich 
sehe die Gefahr, dass wir in Deutsch-
land eine Oase aufbauen. Wenn wir 
von Europa reden, dann müssen wir 
auch gemeinsam handeln. Und es 
muss offen gesagt werden, dass es 
teurer wird.“ 

Vielleicht wäre sie als junger 
Mensch auch bei Fridays for Future 
aktiv, sagt die Leverkusener Firmen-
chefin Natalie Kühn. Heute mahnt 
sie: „Es gibt idealisierte Vorstellun-
gen. Zwischen dem, was wir an Strom 
brauchen, und dem, was wir der-
zeit leisten können, haben wir eine 
Diskrepanz.“ 

Kühns Wunsch lautet daher: 
„Mindestens die Hälfte der Klima-
Aktivisten sollten Entwicklungsin-
genieure werden und an neuen Kon-
zepten für Energieversorgung und 
Klimaschutz arbeiten.“

Marco Thiele 
ist Geschäftsführer des 

ostdeutschen Backpioniers 
Kathi. In der DDR wurde 

das Familienunternehmen 
zwangsverstaatlicht. Doch 
Thieles Großeltern gaben 

nicht auf.

UNTERNEHMEN ZUKUNFT



Die Horsch Maschinen GmbH aus 
dem bayerischen Schwandorf ist auf 
Agrartechnik spezialisiert. Cornelia 
Horsch führt das international stark 
wachsende Unternehmen gemeinsam 
mit ihrem Mann und ihrem Schwager.

Frau Horsch, kurz vor der Bundestags-
wahl heißt auch eineinhalb Jahre nach 
dem Corona-Ausbruch. Welche Bilanz 
ziehen Sie aus dieser Zeit?

Cornelia Horsch: Wir hatten da-
mals mit dem Schlimmsten gerechnet. 
Letztlich konnten wir aber weiter 
produzieren, weil wir mit unseren 
Produkten für die Landwirtschaft 
systemrelevant waren. Aber natürlich 
mussten wir schnell reagieren und ei-
nige Abläufe umstellen – so wie viele 
Unternehmen.

Werden diese Erfahrungen unsere 
Wirtschaft nachhaltig ändern?

Ja, auf jeden Fall. Allein die Lie-
ferketten sind ein großes Thema. Bei 
Horsch haben wir uns da im vergan-
genen Jahr noch breiter aufgestellt, 
um nicht von einzelnen Zulieferern 
zu stark abhängig zu sein. Wir haben 
mehr nach Europa gezogen und teil-
weise sogar gezielt neue Lieferanten 
in Deutschland aufgebaut. Flexibel 
handeln zu können, ist noch wichti-
ger geworden. 

Welche Rolle spielt die Digitalisierung 
bei dieser Entwicklung?

Fü r  u n s  e i ne 
große. Wir sind ja in 
ständigem Kontakt 
mit unseren Kunden, 
den Landwirten. Diese 
Kommunikation ha-
ben wir komplett um-
gestellt. Angefangen 

von den sozialen Medien bis hin zu 
unseren ganzen Service-Schulungen, 
bei denen wir auf Online-Formate um-
gestellt haben. Wir haben da riesige 
Sprünge gemacht, weil wir mussten. 
Und es hat sich ausgezahlt.

Inwiefern?
Wir konnten unseren Umsatz 

2020 um 20  Prozent steigern und 
dieses Jahr wird es mindestens ähn-
lich sein. Unsere digitalen Maßnah-
men haben daran einen großen An-
teil. Umso wichtiger für uns, dass im 
ländlichen Raum die entsprechende 
Infrastruktur vorhanden ist.

Deutschland hat als Produktions-
standort in der Pandemie teilweise 
eine Renaissance erfahren. Horsch ist 
ein internationales Unternehmen. Sie 
haben den Vergleich: Wie konkurrenz-
fähig sind wir? 

Unsere Hauptproduktionsstand-
orte sind in Deutschland bei einer Ex-
portquote von 80 Prozent. Teilweise 
werden wir aber durch den Markt 
gezwungen, vor Ort zu produzieren. 
Beispiel Brasilien, wo die Zölle ext-
rem hoch sind. Deshalb investieren 
wir dort momentan groß in eine Pro-
duktion. Billiger produzieren wir dort 
nicht, das ist ein Trugschluss. 

Trotz niedriger Lohnkosten? 
Natürlich sind die niedriger, dafür 

gibt es andere Kosten wie etwa höhere 

Transportkosten. Abgesehen davon, 
dass wir die Mitarbeiter vor Ort erst 
entsprechend ausbilden müssen, weil 
es dort keine Berufsausbildung wie in 
Deutschland gibt.

Sie haben also keinen Zweifel am Pro-
duktionsstandort Deutschland?

Für uns wird Deutschland im-
mer eine große Rolle spielen. Wenn 
wir auf Automation und Digitalisie-
rung setzen, lohnt es sich, hier zu 
produzieren. 

Wie zufrieden sind Sie mit den Arbeits-
bedingungen vor Ort?

Die Flexibilität, die von uns als 
Unternehmen verlangt wird, würden 
wir uns auch von den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen wünschen. Eine 
Wochenarbeitszeit hätte viele Vorteile 
für uns. Unsere Kunden arbeiten sai-
sonbedingt. Wenn es irgendwo vor 
Ort Probleme gibt, ist das mit höchs-
tens zehn Stunden Arbeitszeit am 
Tag für unsere Servicearbeiter schon 
schwierig.

Neben Europa sind Sie vor allem in 
den USA, Russland und China vertre-
ten. Handelspolitisch ein ziemliches 
Spannungsfeld. 

Für uns wird es immer kompli-
zierter. So dürfen wir etwa in die 
USA keine Teile exportieren, die 
auch nur Elemente enthalten, die in 
China produziert wurden. Wir sind 

immer mehr mit Regu-
larien beschäftigt. Das 
deutsche Lieferkettenge-
setz ist eines davon. Ob-
wohl ich es grundsätz-
lich richtig finde. Aber 
der Aufwand und die 
Komplexität sind enorm.

„ Es lohnt sich, hier zu produzieren “ 
Unternehmerin Cornelia Horsch verkauft ihre Landmaschinen weltweit.  
Am Standort Deutschland will sie unbedingt festhalten.

Das Gespräch führte SABINE BAUR
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INTERVIEW

4 Millionen 
Selbstständige gibt es in Deutschland,  

zehn Mal so viele arbeiten als Angestellte





Langzeittrend: keine Auswirkungen der Krise auf 
das Vertrauen in das Wirtschaftssystem
Frage: "Haben Sie von dem Wirtschaftssystem in Deutschland eine gute Meinung oder keine

 gute Meinung?"
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Stabiles Vertrauen

eine kleine Minderheit überzeugt ist, 
dass es eine überlegene Alternative 
zur Marktwirtschaft gibt. Gerade ein-
mal 14 Prozent gehen davon aus; aller-
dings sind auffallend viele in Ost wie 
West in dieser Frage unentschieden.

Es gibt auch durchaus Kritik. So 
monieren 42  Prozent der Bevölke-
rung, die deutsche Marktwirtschaft 
sei nicht wirklich sozial. Auch hier 
hat sich jedoch die Bilanz signifikant 
verbessert: 2006 waren 62 Prozent 
überzeugt, dass das Wirtschaftssys-
tem nicht sozial ausgerichtet ist. Auch 
dieses Urteil hängt von dem wirt-
schaftlichen Erfolg und von der Teil-
habe an diesem Erfolg ab. 

Die Bewertung dieser Teilhabe 
fällt ganz unterschiedlich aus, je 
nachdem, ob die Verteilungsgerech-
tigkeit generell zur Diskussion steht 

kontinuierlich verbessert. Der Lang-
zeittrend zeigt, wie eng die Bewer-
tung des Wirtschaftssystems mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung zusam-
menhängt. Wirtschaftliche Schwäche-
phasen führen zu Zweifeln am Sys-
tem; das war zwischen 2000 und 2005 
der Fall, als sich die Arbeitslosigkeit 
auf hohem Niveau bewegte und zu-
gleich Einschnitte in das soziale Netz 
vorgenommen wurden. Als die wirt-
schaftliche Erholung einsetzte, nahm 
das Vertrauen in das Wirtschaftssys-
tem kontinuierlich zu.

Aktuell zieht die Mehrheit die Bi-
lanz, dass sich die Soziale Marktwirt-
schaft auch während der Corona-Krise 
bewährt hat. In Westdeutschland ist 
die Bevölkerung davon noch weitaus 
mehr überzeugt als in Ostdeutschland. 
Für Ost wie West gilt jedoch, dass nur 

Die Pandemie hat ökonomisch 
enorme Kollateralschäden ver-
ursacht, die aber bei der gro-

ßen Mehrheit der Bevölkerung nicht 
unmittelbar auf die finanzielle Situ-
ation durchschlugen. Durch Kurzar-
beit, staatliche Unterstützung und die 
Bemühungen der Unternehmen, auch 
bei Umsatzeinbußen ihre Angestell-
ten zu halten, wurde erreicht, dass die 
überwältigende Mehrheit keine gra-
vierenden Wohlstandseinbußen hin-
nehmen musste.

Dies hat mit dazu beigetragen, 
dass die Krise kaum Zweifel an dem 
deutschen Wirtschaftssystem ausge-
löst hat. Die Mehrheit hat von die-
sem eine gute Meinung, nur 17 Pro-
zent sehen es kritisch. In den letzten 
Jahrzehnten gab es nie mehr Zustim-
mung. Vielmehr hat sich das Urteil 

Von 
PROF. DR. RENATE KÖCHER

Auch in Krisenzeiten stellen die Deutschen ihr 
Wirtschaftssystem nicht grundsätzlich infrage.

Seit Jahren stellt das 
Meinungsforschungsinstitut 
Allensbach die Frage: 
„Haben Sie von dem 
Wirtschaftssystem in 
Deutschland eine gute 
Meinung oder keine 
gute Meinung?“
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?oder die Gerechtigkeit der eigenen 
Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse. 55 Prozent halten die Ein-
kommens- und Vermögensverteilung 
in Deutschland für nicht gerecht. Da-
gegen bewerten nur 29 Prozent die 
eigene Teilhabe, also das eigene Ein-
kommen und Vermögen im Vergleich 
zu anderen, als nicht gerecht. Dabei 
gibt es große Unterschiede zwischen 
den sozialen Schichten: Während in 
der Mittelschicht die Mehrheit, in den 
höheren sozialen Schichten die über-
wältigende Mehrheit die eigene Teil-
habe an Einkommen und Vermögen 
als gerecht einstuft, gilt dies nur für 
33 Prozent in den schwächeren sozi-
alen Schichten.

Die Vorstellungen der Bürger, was 
eine Soziale Marktwirtschaft im Kern 
ausmacht, sind auf das Soziale fokus-
siert, deutlich weniger auf andere es-
senzielle Bestandteile wie unterneh-
merische Freiheit und möglichst wenig 
staatliche Interventionen. Die Bevöl-
kerung assoziiert mit Sozialer Markt-
wirtschaft vor allem das soziale Netz, 
faire Arbeitsbedingungen und Löhne, 
sichere Arbeitsplätze, eine wirksame 
Vertretung von Arbeitnehmerrechten 
und die Übernahme sozialer Verant-
wortung durch Unternehmen; all das 
gehört für die große Mehrheit unbe-
dingt zu einer Sozialen Marktwirt-
schaft. Dagegen halten nur 36 Prozent 
in einer Sozialen Marktwirtschaft un-
ternehmerische Freiheit für essenziell, 
33 Prozent Eigeninitiative, 32 Prozent 
einen begrenzten Einfluss des Staates 
auf die Wirtschaft. Diese ausgeprägte 
Ausrichtung auf die sozialen Ansprü-
che begrenzt zwangsläufig die Be-
reitschaft, das deutsche Wirtschafts-
system als Soziale Marktwirtschaft 
anzuerkennen.

PROF. DR. RENATE 
KÖCHER ist Ge-
schäftsführerin des 
Instituts für  
Demoskopie 
Allensbach.

Selbsttest:  
Wie marktwirtschaftlich 
bin ich?
Freier Unternehmergeist oder Fünfjahresplan – was ist Ihnen lieber? 
Kein Wirtschaftssystem funktioniert ohne Rückhalt in der Bevölke-
rung. Also testen Sie sich selbst und beantworten die folgenden fünf 
Fragen. Sie erfahren, wie viel Markt- und wie viel Planwirtschaft in 
Ihnen steckt.

1)	� Sie suchen eine Wohnung und merken, dass die Mietpreise in Ihren 
Lieblingsstadtvierteln stark gestiegen sind. Wie reagieren Sie?

	 A) �Ich demonstriere für die Enteignung von Vermieterinnen  
und Vermietern.

	 B) �Ich bereue es, in diesen Vierteln nicht selbst rechtzeitig  
eine Wohnung gekauft zu haben, und suche in anderen nach  
Gelegenheiten.

2)	�Sie brauchen ein neues Auto und sind sich unsicher, welche 
Antriebstechnik es sein soll. Wen fragen Sie um Rat?

	 A) �Die Bundesregierung. „Bis 2030 sollen sieben bis zehn Millionen 
Elektrofahrzeuge in Deutschland zugelassen sein“, lautet deren 
Ziel. Also leiste ich meinen Beitrag und kaufe ein E-Auto.

	 B) �Den Gebrauchtwagenhandel meines Vertrauens. Ich frage dort, 
in welche Länder mein künftiger Verbrenner noch exportiert 
werden könnte, sollte er hier verboten werden.

3)	�Sie schauen auf Ihre Lohnabrechnung und vergleichen den 
Brutto- mit dem Nettobetrag. Was denken Sie?

	 A) �Wie schön, dass ich einen so großen Beitrag zur Finanzierung 
unseres Gemeinwesens leisten darf. Der Staat weiß einfach  
besser, wohin mit meinem Geld. 

	 B) �Was ist aus diesem Land geworden? Ludwig Erhard würde sich 
im Grabe herumdrehen.

4)	�Sie ärgern sich über steigende Strompreise. Welches Gegenmittel 
überzeugt Sie?

	 A) �Alle Energiekonzerne müssen verstaatlicht und Strompreise  
von der Regierung festgelegt werden.

	 B) �Die gesetzliche Festpreisgarantie für Erzeuger von Wind- und 
Solarstrom (EEG) muss abgeschafft werden.

5)	�Sie hören den Slogan „Wohlstand für alle“. Was sagt Ihnen der?
	 A) �So ähnlich habe ich das schon auf einigen Demonstrationen  

gerufen: „Alles für alle und zwar umsonst.“
	 B) �Das ist der Titel meiner allabendlichen Bettlektüre.

Je mehr Fragen Sie mit B beantwortet haben, umso überzeugter  
sind Sie von einem freiheitlichen Wirtschaftssystem. Sollten Sie  
am häufigsten A angekreuzt haben, würden Sie sich im Sozialismus 
sicher wohler fühlen.In
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Was Deutschland 
anpacken muss

W ie wird Deutschland im 
Jahr 2040 aussehen? Ei-
nes kann man mit Sicher-

heit sagen: Wir werden ein altes Land 
sein. Die Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter wird laut Statistischem 
Bundesamt von heute 51,8  Millio-
nen bis 2050 auf 43,2 bis 47,4 Millio-
nen, je nach Zuwanderungsszenario, 
schrumpfen. Schon bis 2030 verlieren 
wir 2,6 bis 3,5 Millionen potenziell 
Erwerbstätige.

In den guten zehn Jahren vor der 
Corona-Krise wurden Renten-, Ge-
sundheits- und Sozialsysteme nicht 
zukunftsfest gemacht. Die Regie-
rungen setzten seit 2005 auf immer 
großzügigere Leistungsversprechen, 
ohne zu bedenken, dass sich damit 
die Finanzierungslücken für Systeme 
der Alterssicherung vergrößern. Die 

„schwarze Null“ entpuppt sich bei ge-
nauerem Hinsehen als ein Märchen 
der Politik. 

Wie aber sichern und schaffen 
wir Wohlstand, der wesentlich aus 
der Zahl der Erwerbstätigen und de-
ren Produktivität resultiert? Je mehr 
Menschen arbeiten und je produk-
tiver sie sind, desto mehr kann sich 
eine Gesellschaft leisten. Deswegen 
müssen wir den Rückgang der Er-
werbsbevölkerung stoppen und die 

Von 
DR. DANIEL STELTER

Blick in die Zukunft: Ohne grundlegende Reformen 
werden wir unseren Wohlstand nicht halten können.
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die Ressourcen, die wir dafür auf-
bringen können, sind nicht unend-
lich. Deshalb sollten wir einen festen 
Prozentsatz des Bruttoinlandspro-
dukts definieren, den wir jährlich 
für Klimaschutz einsetzen. Ausge-
hend davon sind die Maßnahmen zu 
identifizieren, bei denen wir pro ein-
gesetztem Euro den höchsten Effekt 
erzielen. 

Neben schwachem Wachstum 
leiden EU und Eurozone unter zu-
nehmender wirtschaftlicher und po-

litischer Divergenz sowie zu hohen 
Schulden von Staaten und Privatsek-
toren. Die bisherige Antwort der Po-
litik, durch weitere Integration und 
höhere Umverteilung die Union am 
Leben zu halten, führt in die Sack-
gasse. Wir wissen aus dem nationa-
len Länderfinanzausgleich, dass sol-
che Mechanismen Unterschiede eher 
verfestigen als verringern.

Die Diskussion um die Gerech-
tigkeit der Einkommens- und Vermö-
gensverteilung hat nicht erst seit Co-
rona an Intensität gewonnen. Nach 
der (erheblichen) Umverteilung durch 
den Staat sind die Einkommen in 
Deutschland auch im internationalen 
Vergleich jedoch recht gleich verteilt. 
Vor Corona nahm die Ungleichheit so-
gar ab, weil die Einkommen in den 
unteren Gruppen schneller wuchsen.

Bei den Vermögen sieht das an-
ders aus: Hier ist die Verteilung deut-
lich ungleicher als in den anderen Län-
dern der Eurozone, aber die Reichen 

Erwerbsquote in der Bevölkerung 
anheben. Dafür muss mittelfristig das 
Renteneintrittsalter erhöht und die 
Jahresarbeitszeit verlängert werden. 
Das ist machbar, denn die Lebenser-
wartung steigt und die Arbeitszeiten 
in Deutschland liegen unter dem Ni-
veau anderer Staaten.

Die Produktivitätszuwächse sind 
seit Jahren in allen Industrieländern 
rückläufig. In Deutschland stagniert 
die Produktivität. Der zu verteilende 
Kuchen wird nicht größer, aber die 
Ansprüche auf Kuchen wachsen. Es 
ist unabdingbar, die Produktivität zu 
steigern. Dies beginnt mit höheren 
privaten und öffentlichen Investitio-
nen, geht über ein leistungsfähigeres 
Bildungswesen bis hin zu einer For-
schungs- und Entwicklungsinitiative. 
Japan ist in dieser Hinsicht beispiel-
gebend. Obwohl die Erwerbsbevöl-
kerung dort seit Jahren sinkt, wurde 
das Bruttoinlandsprodukt durch einen 
weit überdurchschnittlichen Anstieg 
der Produktivität stabilisiert. Das ge-
lang durch weitgehende Automatisie-
rung und den Einsatz von Robotern, 
was für alternde Gesellschaften eine 
große Chance ist. 

Damit Unternehmen mehr inves-
tieren können, müssen sie von corona-
bedingten Schulden entlastet werden, 
indem der Staat auf die Forderungen 
verzichtet und sie über einen sehr lan-
gen Zeitraum abschreibt.

Natürlich sollten wir den Wohl-
stand intelligent nutzen, um Heraus-
forderungen wie globaler Armut, Kli-
mawandel und Sanierung der EU zu 
begegnen. 

Um Armut und Wirtschaftsmig-
ration zu lindern, brauchen wir eine 
wirksame Entwicklungspolitik. Vor-
Ort-Hilfe in den Hauptzuwanderungs-
ländern könnte etwa in der Eröffnung 
von Ausbildungszentren liegen, die 
neben Berufsausbildung auch Sprach- 
und Integrationskurse anbieten. Diese 
wären die Voraussetzung für eine le-
gale Zuwanderung nach Deutschland.

Die Klimapolitik benötigt einen 
veritablen Neustart. Grundsätze von 
Effizienz und Effektivität müssen 
auch beim Klimaschutz gelten, denn 

in Deutschland sind nicht reicher als 
jene in Italien und Frankreich. Ganz 
anders die Situation für die überwie-
gende Mehrheit der deutschen Pri-
vathaushalte. Sie verfügen über ge-
ringere Vermögen, da die Deutschen 
weitaus weniger Immobilien und Ak-
tien besitzen als die europäischen 
Nachbarn. Hier ist der Eigentumser-
werb zu fördern. 

Letztlich brauchen wir einen Um-
bau des Steuer- und Abgabensystems. 
Das heutige System belastet den Fak-
tor Arbeit überproportional. Die Ent-
wicklung der Erwerbsbevölkerung 
zwingt uns, Arbeit so attraktiv wie 
möglich zu machen sowie die Finan-
zierung der Sozialkassen fair und zu-
kunftsfähig zu gestalten. Notwendig 
ist eine teilweise Integration in das 
Steuersystem mit dem Ziel, die Grenz-
belastung sowie das Abgabenniveau 
insgesamt zu senken. Betrachtet man 
die Verschuldung Deutschlands in Re-
lation zu der anderer Staaten der Eu-
rozone und die absehbare Monetari-
sierung von Schulden durch die EZB, 
ist eine Entlastung der Bürgerinnen 
und Bürger angezeigt.

Die bevorstehende Bundestags-
wahl hat entscheidende Bedeutung: 
Gelingt es, die genannten Ziele und 
Vorschläge in die Diskussion zu brin-
gen und damit einen Gegenpunkt zum 
vorherrschenden Trend zu setzen oder 
nicht? 

Wird die bisherige Politik fort-
gesetzt, dürfte der Traum von einem 
wohlhabenden und gerechten Land 
im Jahr 2040 ein Traum bleiben. Das 
Resultat: wirtschaftlicher Niedergang, 
soziale Konflikte und Verfehlen der 
Ziele im Klimaschutz. 

DR. DANIEL STELTER 
ist Makroökonom,  
Berater und Autor. Sein 
Buch „Ein Traum von 
einem Land: Deutsch-
land 2040“ ist im Cam-
pus-Verlag erschienen.

Wird die bisherige 
Politik fort-
gesetzt, drohen 
wirtschaftlicher 
Niedergang und 
soziale Konflikte
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